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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.12.2019 

Geschäftszahl 

Ro 2016/15/0041 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ro 2017/15/0006 E 18.12.2019 

Besprechung in: 

ÖStZ 10/2020, 284-289; 

Rechtssatz 

Voraussetzung für das Inkrafttreten nach § 4 Abs. 7 EAVG war eine "Genehmigung" durch die 
Kommission. Aber auch eine Entscheidung der Kommission nach Art. 7 der Verordnung Nr. 659/1999 
bewirkte keine (absolute) Rechtssicherheit, unterlag eine derartige Entscheidung doch einer allfälligen 
Bekämpfung mittels Nichtigkeitsklage (durch einen anderen Mitgliedstaat oder allenfalls auch durch 
benachteiligte Konkurrenten). Nach dem Wortlaut des Gesetzes trat die Neuregelung aber bereits mit der 
"Genehmigung" ein; absolute Rechtssicherheit wurde damit vom Gesetzgeber nicht angestrebt, was im 
Hinblick auf möglicherweise langwierige Verfahren nach dieser Genehmigung wohl auch nicht sinnvoll 
erreichbar wäre, zumal eine Inkrafttretensbestimmung auch einen klaren Anknüpfungspunkt erfordert. 
Dafür, dass im Falle einer erfolgreichen Bekämpfung der "Genehmigung" der Kommission die 
Einschränkung des Kreises der Empfänger der Beihilfe wieder außer Kraft treten oder sogar rückwirkend 
das Inkrafttreten dieser Einschränkung entfallen sollte, bestehen weder aus dem Wortlaut des § 4 Abs. 7 
EAVG noch aus den Erläuterungen der Regierungsvorlage (981 BlgNR 24. GP 10 und 141) 
Anhaltspunkte. Ein Freistellungsverfahren erzielt verglichen mit dem Anmeldeverfahren nur graduell eine 
geringere Rechtssicherheit; auch ein solches ist daher an sich als geeignet anzusehen, eine 
"Genehmigung" iSd § 4 Abs. 7 EAVG zu erreichen. Nach der Inkrafttretensregelung des § 4 Abs. 7 
EAVG reicht daher - aus der Sicht des nationalen Rechts - die in der AGVO 2008 vorgesehene Mitteilung 
an die Kommission samt der entsprechenden Veröffentlichung durch die Kommission. Daran ändert 
nichts, wenn die AGVO 2008 nicht vollständig erfüllt worden ist (vgl. VwGH 30.1.2013, 2012/17/0469). 
Der VwGH hält daher die in der bisherigen, ständigen Rechtsprechung vertretene Rechtsansicht bezogen 
auf die innerstaatliche Vorschrift des § 4 Abs. 7 EAVG aufrecht, dass in der Veröffentlichung der 
Beihilferegelung durch die Kommission die "Genehmigung durch die Europäische Kommission" im 
Sinne des § 4 Abs. 7 EAVG zu erblicken ist und daher die Regelung der EAVG-Novelle 2011 - aus der 
Sicht des nationalen Rechts mit 1. Februar 2011 in Kraft getreten ist. 
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